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Gebiet (FFH) "Große Röder zwischen Großenhain und Radeburg"

Grundflächenzahl
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1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 bis 15 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit §§ 16 bis 21a BauNVO)

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 und 23 BauNVO)

4. Flächen für den überörtlichen Verkehr, Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

5. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

7. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

8. Flächen für das Anpflanzen bzw. die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

9. Sonstige Festsetzungen

Abgrenzung von unterschiedlichem Maß der baulichen Nutzung (§ 1 Abs. 4, § 16 Abs. 5 BauNVO)

II. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 89 Abs. 1 SächsBO)

Betrieb für Messtechnik der elektrischen Energieübertragung

Grundflächenzahl (§ 19 BauNVO)

Baugrenze (§ 23 Abs. 1 und 3 BauNVO)

III. KENNZEICHNUNGEN UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

TEIL A: PLANZEICHNUNG

I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
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TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:

1 BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

(§§ 9, 12 BauGB i. V. mit BauNVO)

1.1 Art der baulichen Nutzung

(§ 12 Abs. 3 und § 9 Abs. 2 BauGB)

Zulässig sind im Baugebiet „Betrieb für Messtechnik der elektronischen Energieübertragung“ ausschließlich Anlagen, die der Entwicklung,
Herstellung, Montage, Lagerung, dem Vertrieb, der Reparatur und der Wartung von Messtechnik für die elektrische Energieübertragung,
im Speziellen Kabelmesstechnik und Kabelmessfahrzeugen sowie dem Kabelmessservice und der Schulung zu Kabelmesstechnik
dienen sowie in technologischem Zusammenhang damit stehen.
Zulässig sind nur solche Vorhaben, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag zu diesem Bebauungsplan
verpflichtet.

1.2 Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 19 BauNVO)

Höhenbeschränkung

Ausgenommen von den in der Planzeichnung festgesetzten Höhenbeschränkungen sind untergeordnete technische Anlagen wie
Aufzugsschächte oder ähnliches oder Aufbauten wie Antennen, Masten, Klima- und Abluftgeräte, Schornsteine, Solaranlagen oder
ähnliches, soweit sie schalltechnisch nicht relevant sind.

1.3 Bauweise

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO)

Es wird die abweichende Bauweise festgesetzt. Die maximal zulässige Gebäudelänge beträgt 120 m.

1.4 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO)

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt. Ein Vortreten untergeordneter Gebäude-
teile über die Baugrenzen ist bis max. 1,0 m zulässig.

1.5 Zulässigkeit von Nebenanlagen, Garagen und Carports auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen

(§ 23 Abs. 5 BauNVO)

Garagen, Carports, Stellplätze mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind auch auf den nicht überbau-
baren Grundstücksflächen zulässig.

1.6 Bereiche für Ein- und Ausfahrten

(§9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die Erschließung des Baugebietes ist ausschließlich über die in der Planzeichnung festgesetzten Ein- und Ausfahrtbereiche an den
Straßen „Röderaue“ und „In der Röderaue“ zulässig.

1.7 Abwasserbeseitigungsanlagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB i.V. m. § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB)

Für das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser ist innerhalb des Baugebietes „Betrieb für Messtechnik der elektronischen Energie-
übertragung“ eine grundstücksbezogene vollbiologische Kleinkläranlage zu betreiben. Für die Wahl und Dimensionierung der Abwasser-
vorbehandlungsanlage sowie für die Anforderungen an das gereinigte Abwasser sind die Vorschriften der Abwasserverordnung (AbwV)
einzuhalten. Die vollständig gereinigten Abwässer werden gemäß wasserrechtlicher Erlaubnis vom 05.08.2013
(AZ: 673/692.214.1#214-31784/2013) in die Große Röder abgeleitet (max. 7,5 m³/d).

1.8 Flächen für den Wald

(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 b und Abs. 6 BauGB)

Die in der Planzeichnung festgesetzten Waldflächen sind in ihrer Funktion gemäß § 1 Abs. 1 SächsWaldG zu erhalten.

1.9 Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

1.9.1 M1 - Gebäuderückbau und Flächenentsiegelung

Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Maßnahmenflächen M1 sind die vorhandenen baulichen Anlagen und versiegelten
Flächen zurückzubauen (inkl. Unterbau) und zu entsorgen. Der anstehende Unterboden ist zu lockern.
Die Maßnahmenflächen innerhalb der festgesetzten Flächen für Wald sind der Sukzession zu überlassen und zu Wald / Mittelwald zu
entwickeln und dauerhaft zu erhalten.
Die Maßnahmenflächen innerhalb der festgesetzten Grünfläche sind der Sukzession zu überlassen und zu ruderalen Gras- und
Hochstaudenfluren zu entwickeln (gemäß Textfestsetzung 1.9.3) und dauerhaft zu erhalten.

1.9.2 M2 - Mittelwaldbewirtschaftung

Innerhalb der Maßnahmenflächen M2 ist der vorhandene Wald dauerhaft als Mittelwald zu bewirtschaften. Dazu sind zunächst größere,
sturzgefährdete Bäume (v.a. Kiefer und abgängige Eichen) zu entnehmen. Für die Unterschicht sind Bäume II Ordnung (mittelwüchsig,
Baumarten z.B.: Hainbuche, Linde, Feldahorn, Vogelbeere) zu bevorzugen. An den mittelwaldartigen Waldrändern zur Betriebsfläche hin,
ist der Unterwuchs durch heimische Beerensträucher aufzuwerten (z.B. Cornus mas, Crataegus spec., Sorbus aucuparia). Die Unter-
schicht ist im 30-jährigen Umtrieb zu bewirtschaften. Als Oberhälter (Oberschicht) sind einzelne Eichen zulässig, bei denen ebenfalls ein
Kronenrückschnitt zur Risikoverringerung durchzuführen ist. Für die Oberschicht ist eine längere Umtriebszeit als für die Unterschicht zu
wählen.

1.9.3 M3 - Entwicklung ruderaler Gras- und Hochstaudenfluren durch Sukzession

Innerhalb der Maßnahmenflächen M3 sind ruderale Gras- und Hochstaudenfluren als Waldsaum zu entwickeln. Die Flächen sind nach
den erfolgten Bau- und Waldumwandlungsarbeiten allein der Sukzession zu überlassen. Die Flächen sind abschnittsweise im dreijährigen
Turnus zu mähen. Das Schnittgut ist abzuräumen. Die Flächen sind von aufwachsenden Gehölzen freizuhalten. Auf den Einsatz von
Düngern und Pestiziden ist zu verzichten.

1.9.4 Begrenzung der Bodenversiegelung der Stellplätze

Die Befestigung von Stellplatzflächen ist nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau (z.B. Rasensteine, Schotterrasen oder Pflaster mit
mehr als 30 % Fugenanteil) zulässig. Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau,
Fugenverguss, Asphaltierung oder Betonierung sind unzulässig.

1.9.5 Niederschlagswasserrückhaltung und -versickerung

Das auf den überbauten Flächen anfallende, nicht schädlich verunreinigte Niederschlagswasser ist der Versickerung zuzuführen oder zu
verwerten (als Brauchwasser) oder gedrosselt und zeitverzögert in die Große Röder abzuleiten. Für die Ableitung in die Große Röder
liegt die wasserrechtliche Erlaubnis vom 29.10.2015 (AZ: 20403.0/692.2141-KKA-Radeburg#4-52864/2015) vor.
Die Niederschlagswasserversickerung erfolgt:
- flächenhaft über die belebte Oberbodenzone auf Wald- und Grünflächen innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans und /

oder
- unterirdisch über ausreichend dimensionierte Regenwasserversickerungsanlagen (z.B. Rigolen) innerhalb des Baugebiet „Betrieb für

Messtechnik der elektronischen Energieübertragung“.

1.10 Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

1.10.1 Einschränkung der Zeiten Lieferverkehr und Müllentsorgung

Warenanlieferungen, -entladungen und -abtransport sowie die Entsorgung von Gewerbemüll sind unzulässig in der Zeit von 22 bis 6 Uhr
sowie an Sonn- und Feiertagen ganztags.

1.10.2 Ausschluss lärmintensiver Nutzungen

Lärmintensive Arbeiten sind im Freien unzulässig.

1.11 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

1.11.1 Begrünung nicht überbauter Grundstücksflächen

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht als Stellplätze, Zufahrten oder Fußwege genutzt werden, gärtnerisch zu
begrünen und dauerhaft zu unterhalten.

1.11.2 Dachbegrünung

Flachdächer an neu errichteten Hauptgebäuden mit einer Dachflächengröße von unter 1.200 m2 sind als extensiv begrünte Dächer
auszubilden. Die Dachbegrünung ist mit Magersubstrat anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Der Pflanzsubstrataufbau ohne Drain- und
Filterschicht ist mit mind. 0,10 m Stärke auszubilden.

1.11.3 Fassadenbegrünung

Ungegliederte, geschlossene Wandflächen sind mit kletternden oder rankenden Pflanzen gemäß Pflanzauswahlliste 2 zu begrünen.

1.11.4 Begrünung von Einfriedungen

Einfriedungen entlang der angrenzenden Straßenverkehrsflächen "Röderaue" und „In der Röderaue“ sind mit kletternden oder rankenden
Pflanzen gemäß Pflanzauswahlliste 2 zu begrünen oder mit Laubgehölzen zu hinterpflanzen.

1.11.5 Stellplatzbegrünung

Stellplatzanlagen sind je 6 Stellplätze mit mindestens 1 Laubbaum  zu bepflanzen.  Es sind heimische, standortgerechte Arten der
Pflanzauswahlliste 1 zu verwenden (Pflanzqualität: Hochstamm, 3 x v., StU 14-16 cm, mit Ballen). Die Bäume sind in eine mindestens
5 m² große offene Bodenfläche zu pflanzen, die vor Befahren zu schützen ist. Vorhandene Laubbäume werden auf diese Bepflanzungs-
vorschrift angerechnet. Die Bäume sind dauerhaft zu pflegen und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen.

1.12 Bindungen für die Erhaltung von Bäumen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

Die in der Planzeichnung zum Erhalt festgesetzten Laubbäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Werden Baum-
fällungen erforderlich, sind gefällte Bäume durch Nachpflanzung mit einheimischen standortgerechten Laubäumen gemäß Pflanzaus-
wahlliste 1 zu ersetzen (Pflanzqualität: Hochstamm, 3 x v., StU 14-16 cm, mit Ballen, fachgerechte Verankerung).

1.13 Zuordnung von Ausgleichsflächen und -maßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches

(§ 9 Abs. 1a BauGB)

Innerhalb der Flurstücke 1715/3, 1715/6, 1715/c und1715/e der Gemarkung Radeburg sind insgesamt 5.700 m² naturnaher
Laub-Mischwald anzulegen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Die Flächen sind von vorhandenen Abfallablagerungen
zu beräumen.
Die Aufforstungsflächen sind mit standortheimischen Arten (vorzugsweise Stieleichen in Mischung mit Ahorn, Esche und Hainbuche) mit
gebietsheimischer Herkunft (Forstpflanzen gemäß Forstvermehrungsgutgesetz FoVG) aufzuforsten und zu naturnahen Waldbeständen
zu entwickeln. Artenauswahl, Pflanzqualität und Pflanzdichte sind mit der Unteren Forstbehörde abzustimmen. Für die Erstaufforstung ist
Forstpflanzgut 1/0 oder 2/0 wurzelnackte Pflanzen 30 - 50 cm zu verwenden.
Die Aufforstungsflächen sind mit einem Schutzzaun vor Wildverbiss zu schützen. Nach 5 Jahren ist der Rückbau des Schutzzaunes mit
der unteren Forstbehörde zu prüfen. Ab dann (wenn erforderlich) jährlich.

2 BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

(§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung § 89 SächsBO)

Einfriedungen

Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 2,50 m zulässig.

Blickdichte Materialien sind unzulässig.

Zaunsäulen sind nur als Einzelfundamente zulässig. Streifenfundamente und durchlaufende Zaunsockel sind unzulässig.

Die Zäune müssen auf ihrer gesamten Länge mit der unteren Zaunkante einen Mindestabstand von 10 cm zum Erdboden wahren.

Der Einsatz von Stacheldraht oder scharfkantigem Metallspitzenband im bodennahen Bereich ist unzulässig.

RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch
Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3785), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist

Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl. S. 186), zuletzt geändert durch Art. 6 der
Verordnung vom 12. April 2021 (SächsGVBl. S. 517)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom
25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306)

Sächsisches Naturschutzgesetz (SächsNatSchG) vom 6. Juni 2013 (SächsGVBl. S. 451), zuletzt geändert durch das Gesetz vom
9. Februar 2021 (SächsGVBl. S. 243)

Waldgesetz für den Freistaat Sachsen (SächsWaldG) i.d.F. vom 10. April 1992 (SächsGVBl. S. 137), zuletzt geändert durch
Artikel 21 des Gesetzes vom 11. Mai 2019 (SächsGVBl. S. 358)

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274;
2021 I S. 123), das zuletzt durch Art. 2 des Gesetzes vom 09. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2873) geändert worden ist

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (Bundesgesetzblatt I, Seite 2585), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom
18. August 2021 (BGBl. I S. 3901)

Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) vom 12. Juli 2013 (Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt, Seite 503), zuletzt geändert
durch Art. 2 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (SächsGVBl. S. 287)

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) i.d.F. vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch
Art. 3 Abs. 3 der Verordnung vom 27. September 2017 (BGBl. I S. 3465)

Sächsisches Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgesetz (SächsKrWBodSchG) vom 22. Februar 2019 (SächsGVBl. S. 187)

Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) vom 09. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch
Art. 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 2020 (SächsGVBl. S. 722)

3 NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME

(§ 9 Abs. 6 BauGB)

3.1 Überschwemmungsgebiet

Teile des Geltungsbereiches liegen innerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes (HQ 100) der "Großen Röder" (U-5381012).
Die Abgrenzung wird nachrichtlich übernommen.

3.2 EU-Vogelschutzgebiet (SPA)

Teile des Geltungsbereiches liegen innerhalb des EU-Vogelschutzgebietes (SPA) "Mitteres Rödertal". Die Abgrenzung wird nachrichtlich
übernommen.

4 Hinweise

4.1 Forstrechtliche Regelungen

4.1.1 Waldabstand

Gemäß § 25 Abs. 3 SächsWaldG müssen Gebäude sowie bauliche Anlagen mit Feuerstätten einen Mindestabstand von 30 Meter zu
Wäldern einhalten.

4.1.2 Waldumwandlung

Für die Waldumwandlung ist die Umwandlungsgenehmigung nach § 8 SächsWaldG zu beantragen.

4.1.3 Regelungen zum forstrechtlichen Ausgleich nach § 1a Abs. 3 BauGB

Die Kompensation forstrechtlicher Eingriffe erfolgt auf Teilen der Flurstücke 1715/3, 1715/6, 1715/c und1715/e der Gemarkung Radeburg.
Der Umfang der zugeordneten Aufforstungsfläche beträgt 5.700 m².

4.2 Artenschutzrechtliche Regelungen

4.2.1 Fällzeitenregelung / Einschränkung der Zeiten für den Gebäudeabriss

Die Fällung und Rodung von Bäumen und Sträuchern ist gemäß der gesetzlichen Vorgabe des § 39 BNatSchG in der Zeit zwischen
1. Oktober und 28. Februar durchzuführen.
Der Abriss von Gebäuden ist ebenfalls nur in der Zeit zwischen 1. Oktober und 28. Februar durchzuführen.
Außerhalb dieser Zeiten ist die Fällung und Rodung von Bäumen sowie der Abriss von Gebäuden nur unter Nachweis, dass keine
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände berührt sind und nur mit Zustimmung der zuständigen Naturschutzbehörde möglich.

4.2.2 Artenschutzrechtliche Kontrolle vor Fäll- und Abrissarbeiten

Unmittelbar vor der Fällung sind die zu fällenden Bäume durch einen von der unteren Naturschutzbehörde autorisierten Fachgutachter
auf mögliche Fledermausquartiere (Spalten und Höhlen) und Nester / Bruthöhlen zu kontrollieren.
Unmittelbar vor Beginn der Abrissarbeiten sind die abzureißenden Gebäude durch einen von der unteren Naturschutzbehörde
autorisierten Fachgutachter auf mögliche Fledermaus-Winterquartiere und Brutplätze / Nester gebäudebewohnender Vogelarten zu
kontrollieren.
Die Baumkontrolle / Gebäudekontrolle ist vor Fällung der betroffenen Bäume / den Abrissarbeiten gegenüber der unteren Naturschutz-
behörde zu dokumentieren (unter Angabe der verloren gehenden Fortpflanzungs- und Ruhestätten sowie der Kompensationsvorschläge).
Bei Vorfinden von Fortpflanzungs- und Ruhestätten für Fledermäuse / Höhlen- und Gebäudebrüter sind Nisthilfen / Ersatzquartiere
bereitzustellen gemäß Punkt 4.2.3.
Im Fall des Vorhandenseins von besetzen Fledermausquartieren / Bruthöhlen / Nestern / Brutplätzen ist die weitere Vorgehensweise mit
der unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

4.2.3 Bereitstellen von künstlichen Fledermausquartieren und Nisthilfen

Innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans oder außerhalb auf den Flurstücken 1715/3 und 1715/4 der Gemarkung Radeburg
sind an geeigneten Großbäumen oder Gebäudefassaden:
- 2 Nistkästen / Nisthilfen für Höhlen-/ Gebäudebrüter (Winterkästen) sowie
- 4 künstliche Fledermausquartiere (Flachkästen)
anzubringen.

Zusätzlich sind
- je verloren gehendem Fledermausquartier mindestens 2 künstliche Fledermausquartiere (Flachkästen) sowie
- je verloren gehendem Brutplatz / Nest für Höhlen-/ Gebäudebrüter mindestens 2 Nistkästen / Nisthilfen für Höhlen-/ Gebäudebrüter
an geeigneten Großbäumen oder Gebäudefassaden innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans oder außerhalb auf den
Flurstücken 1715/3 und 1715/4 der Gemarkung Radeburg anzubringen.
Die genaue Art und Anzahl der zusätzlich anzubringenden künstlichen Fledermausquartiere und Nisthilfen sind durch den Fachgutachter
anhand der bei der Baumkontrolle festgestellten von Verlust betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten festzulegen und mit der
Naturschutzbehörde abzustimmen.

Die konkreten Montagestandorte der künstlichen Fledermausquartiere und Nistkästen/ Nisthilfen sind vor der Montage mit der Unteren
Naturschutzbehörde abzustimmen. Das Anbringen hat vor der Fällung von Bäumen / dem Gebäudeabriss bzw. spätestens vor Beginn
der nächsten Brutperiode (vor dem 01.03.) zu erfolgen. Die Funktion der künstlichen Fledermausquartiere und Nistkästen/Nisthilfen ist
dauerhaft zu gewährleisten.

4.3 Pflanzenauswahlliste

Pflanzenliste 1 - Heimische und standortgerechte Baumarten

Groß- und mittelgroßkronige Baumarten

Acer pseudoplatanus Bergahorn
Acer platanoides Spitzahorn
Betula pendula Sandbirke
Carpinus betulus Hainbuche
Prunus avium Vogel-Kirsche
Quercus petraea Traubeneiche
Quercus robur Stieleiche
Tilia cordata Winterlinde
Tilia platyphyllos Sommerlinde
Ulmus minor Feldulme

Kleinkronige Baumarten

Acer campestre Feldahorn
Crataegus laevigata / monogyna Weißdorn / Rotdorn
Pyrus pyraster Wildbirne
Sorbus aucuparia Eberesche

Pflanzenliste 2 - Kletterpflanzen

Celastrus orbiculatus Baumwürger
Clematis Waldrebe (in Sorten und Wildformen)
Hedera helix Efeu
Lonicera caprifolium Echtes Geißblatt
Parthenocissus quinquefolia / tricuspidata Wilder Wein
Polygonum aubertii Kletter-Knöterich
Wisteria sinensis Glyzine

4.4 Gewässerschutz

Gemäß § 38 Wasserhaushaltsgesetz i. V. m.  § 24 Abs. 3 SächsWG ist eine Breite von je 10 m beidseits der Böschungsoberkante von
Gewässern von baulichen und sonstigen Anlagen (Überbauung, Versiegelung, Aufschüttung, etc.) frei zu halten.

4.5 Besonderer Schutz von Grenz- und Vermessungsmarken

Gemäß § 6 des Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetzes (SächsVermKatG) sind Grenz- und Vermessungsmarken besonders
geschützt. Insbesondere dürfen diese nicht entfernt oder verändert werden. Gefährdete Grenzmarken sollten durch einen Öffentlich
bestellten Vermessungsingenieur (ÖbV) gesichert werden.

4.6 Meldepflicht von Bodenfunden

Für Bodenfunde besteht Meldepflicht gemäß § 20 SächsDSchG. Die ausführenden Firmen sind darauf hinzuweisen.

4.7 Regenwasserrückhalteanlagen / Anlagen zur Niederschlagswasserversickerung

Bau und Betrieb von Regenrückhalteanlagen bedürfen der wasserrechtlichen Genehmigung nach § 55 Abs. 2 SachsWG vom 12.07.2013.
Speichervolumina sind nach dem DWA-Arbeitsblatt DWA-A 117 zu errechnen. Diese Berechnung ist der unteren Wasserbehörde
vorzulegen.
Die Ableitung des Niederschlagswassers von voll- bzw. teilversiegelten Flächen ist nach den DWA-Regelwerken A 105 und A 138 der
Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. zu planen und auszuführen.
Vor der Errichtung von Anlagen zur Niederschlagswasserversickerung sind die Versickerungsfähigkeit des Untergrunds und der Grund-
wasserflurabstand standortkonkret nachzuweisen. Die Versickerungsanlagen sind nach DWA-A 138 ausreichend zu bemessen.

4.8 Baugrundverhältnisse

Der natürliche geologische Untergrund ist durch die vorherigen Nutzungen anthropogen verändert worden (Bebauungen, heterogene
Auffüllungen, Umlagerungen, Befestigungen, Verkehrswege), so dass oberflächennah inhomogene Auffüllungsböden mit wechselnder
Mächtigkeit und Zusammensetzung zu erwarten sind. Daher Empfehlung, in nachfolgenden Planungsphasen standortkonkrete Baugrund-
untersuchungen nach DIN 4020 und DIN EN 1997-2 durchzuführen, um Kenntnisstand zu erhöhen zu geologischem Schichtenaufbau,
hydrogeologischen Verhältnissen und zur Beurteilung Bebaubarkeit (Tragfähigkeit Untergrund).
Das angrenzende Überschwemmungsgebiet „Große Röder“ ist ebenfalls zu beachten. Aufgrund der möglichen Lage des Planungs-
gebietes im grundwassergesättigten oder grundwasserbeeinflussten Bereich (zumindest temporär bei Grundwasserhochständen oder
Hochwasserereignissen) sind an einbindenden Baukörpern und in Gründungsbereichen Grundwasseraufstauungen zu beachten sowie
der mögliche Auftrieb von Fundamenten zu berücksichtigen.

4.9 Pflicht zur Anzeige geologischer Untersuchungen

Gegenüber dem Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) besteht die Pflicht zur Anzeige geologischer Untersuch-
ungen und zur Übermittlung von Nachweisdaten an das LfULG (§ 8 GeoIDG), Übermittlung von Fachdaten geologischer Untersuchungen
nach (§ 9 GeoIDG) und Übermittlung von Bewertungsdaten geologischer Untersuchungen (§ 10 GeoIDG).

4.10 Bodenschutz / Altlasten

Ein sehr kleiner Bereich des Flurstückes 1714/1 der Gemarkung Radeburg, welcher bebaut werden soll, ist als Altablagerung
"AA Röderaue" mit der SALKA-Nr. 80100317 im Sächsischen Altlastenkataster eingetragen. Die Altablagerung wurde im Jahre 1974
geschlossen und anschließend bebaut. Damit wird in diesem Bereich für bauliche Maßnahmen und Eingriffe in den Boden eine
ingenieurtechnische Begleitung durch ein in der Altlastenbearbeitung fach- und sachkundiges Ingenieurbüro (§18 BBodSchG)
erforderlich.

Im Rahmen der Baumaßnahmen bekannt gewordene oder vom Verpflichteten verursachte schädliche Bodenveränderungen oder
Altlasten sind gemäß § 13 Abs. 3 SächsKrWBodSchG der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde mitzuteilen.

Unbelasteter Bodenaushub ist im Bauvorhaben selbst bzw. bei anderweitigen Maßnahmen einer Verwertung zuzuführen. Zum Schutz
des Bodens vor schädlichen Veränderungen sind die §§ 4 und 7 BBodSchG zu beachten. Erdarbeiten sind möglichst nicht in Nasszeiten
bzw. in Frost- und Tauperioden durchzuführen. Vor Beginn der Bauarbeiten ist von der in Anspruch zu nehmenden Fläche vorhandener
Oberboden (Mutterboden) abzuschieben, in Mieten zwischenzulagern und vor Vernichtung, Vergeudung und Erosion zu schützen.
Bodenaushub ist getrennt nach Unterboden und mineralischem Untergrund zu erfassen und in Mieten zwischenzulagern. Eine
Vermischung ist nicht zulässig. Boden soll möglichst wieder vor Ort verwertet werden.

4.11 Vorsorgender Radonschutz

Das Strahlenschutzgesetz und die Strahlenschutzverordnung regeln die Anforderungen an den Schutz vor Radon. Zum Schutz vor
Radon wurde ein Referenzwert für die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft von 300 Bq/m3 für
Aufenthaltsräume und Arbeitsplätze in Innenräumen festgeschrieben.
Das Plangebiet befindet sich außerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes und in einer als unauffällig bezüglich der zu
erwartenden durchschnittlichen Radonkonzentration in der Bodenluft charakterisierten geologischen Einheit. Aber auch außerhalb der
festgelegten Radonvorsorgegebiete kann nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden, dass auf Grund lokaler Gegebenheiten und der
Eigenschaften des Gebäudes hinsichtlich eines Radonzutrittes dennoch erhöhte Werte der Radonaktivitätskonzentration in der Raumluft
auftreten können. Daher wird der vorsorgende Radonschutz generell empfohlen.
Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat grundsätzlich geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt
von Radon aus dem Baugrund zu verhindern oder erheblich zu erschweren. Diese Pflicht gilt als erfüllt, wenn die nach den allgemein
anerkannten Regeln der Technik erforderlichen Maßnahmen zum Feuchteschutz eingehalten werden. Wer im Rahmen baulicher
Veränderung eines Gebäudes mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen Maßnahmen durchführt, die zu einer erheblichen
Verminderung der Luftwechselrate führen, soll die Durchführung von Maßnahmen zum Schutz vor Radon in Betracht ziehen, soweit
diese Maßnahmen erforderlich und zumutbar sind.

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss

Die Stadt Radeburg hat am 22.08.2019 mit Beschluss-Nr.: 13-01./7. die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans
“Betriebserweiterung Megger Germany GmbH, Betriebsstätte Radeburg" nach § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen (Aufstellungsbeschluss).

Radeburg, den 17.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

2. ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses (§ 2 Abs.1 BauGB)

Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte im „Radeburger Anzeiger“ Nr. 09/2019 vom 20.09.2019.

Radeburg, den 17.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

3. frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB)

Die Öffentlichkeit erhielt die Möglichkeit, sich nach § 3 Abs. 1 BauGB vom 08.03.2021 bis einschließlich 07.04.2021 frühzeitig über die
allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung zu informieren und Äußerungen (Stellungnahmen) abzugeben. Die Bekanntmachung dazu erfolgte
per Aushang an allen Verkündigungstafeln der Stadt Radeburg vom 26.02.2021 bis einschließlich 15.04.2021 und zusätzlich im „Radeburger
Anzeiger“ Nr. 02/2021 vom 26.02.2021.

Radeburg, den 17.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

4. Abstimmung mit den Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB), frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentliche

Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB)

Die Nachbargemeinden sowie die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TÖB) sind unter Anwendung von § 2 Abs. 2 BauGB und
§ 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 26.01.2021 über die geplante Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans “Betriebserweiterung
Megger Germany GmbH, Betriebsstätte Radeburg" informiert worden und haben mit einer Frist bis 01.03.2022 frühzeitig die Möglichkeit zur
Äußerung bekommen.

Radeburg, den 17.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

5. Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung

Der Stadtrat von Radeburg hat die Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung am 14.10.2021 mit Beschluss-Nr. 07-26/7 geprüft.

Das Abwägungsergebnis ist mit Schreiben vom 16.03.2022 mitgeteilt worden.

Radeburg, den 17.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

6. Billigungs- und Offenlagebeschluss

Der Stadtrat von Radeburg hat am 03.03.2022 mit Beschluss-Nr.: 11-31./7. den Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans
“Betriebserweiterung Megger Germany GmbH, Betriebsstätte Radeburg", Planstand 26.01.2022 mit Begründung und Umweltbericht gebilligt und
zur Offenlage bestimmt.

Radeburg, den 17.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

7. Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB)

Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans “Betriebserweiterung Megger Germany GmbH, Betriebsstätte Radeburg", Planstand
26.01.2022, bestehend aus Planzeichnung (Teil A), textlichen Festsetzungen (Teil B) hat einschließlich der Begründung inklusive Umweltbericht
sowie den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom 28.03.2022 bis einschließlich 02.05.2022 nach
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Stadtverwaltung Radeburg öffentlich ausgelegen.

Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Bedenken und Anregungen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur
Niederschrift vorgebracht werden können sowie mit Angaben zu den verfügbaren umweltbezogenen Informationen per Aushang an allen
Verkündigungstafeln der Stadt Radeburg vom 18.03.2022 bis einschließlich 05.05.2022 und zusätzlich im „Radeburger Anzeiger“ Nr. 03/2022
vom 18.03.2022 ortsüblich bekannt gemacht worden.

Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB auszulegenden Unterlagen
wurden zusätzlich auf der Internetseite der Stadt Radeburg unter www.radeburg.de/rathaus/ortsentwicklung/aktuelle-offenlagen und im
Bürgerbeteiligungsportal des Landes Sachsen unter www.buergerbeteiligung.sachsen.de in das Internet eingestellt. Die in das Internet
eingestellten Dateien wurden während des Offenlagezeitraums nicht geändert.

Radeburg, den 17.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

8. Abstimmung mit den Nachbargemeinden (§ 2 Abs. 2 BauGB), Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentliche Belange

(§ 4 Abs. 2 BauGB)

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen TÖB sowie die Nachbargemeinden wurden mit Schreiben vom 16.03.2022 zur Abgabe
einer Stellungnahme zur Planfassung vom 26.01.2022 nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 BauGB bzw. § 4 Abs. 2 BauGB (Frist bis 22.04.2022) aufgefordert.

Radeburg, den 17.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

9. Abwägungsbeschluss

Der Stadtrat von Radeburg hat am 09.06.2022 mit Beschluss-Nr.: 09-34./7. und am 14.07.2022 mit Beschluss-Nr.: 03-35./7.  die zum Planentwurf
vom 26.01.2022 vorgebrachten Bedenken und Anregungen geprüft.

Das Ergebnis ist mit Schreiben vom 16.08.2022 mitgeteilt worden.

Radeburg, den 17.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

10. Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB)

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan “Betriebserweiterung Megger Germany GmbH, Betriebsstätte Radeburg", bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und textlichen Festsetzungen (Teil B), Fassung vom 26.01.2022 mit redaktionellen Änderungen vom 14.07.2022 ist am
14.07.2022 mit Beschluss Nr.: 05-35./7. gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen worden.

Gleichzeitig wurde die Begründung einschließlich Umweltbericht gebilligt.

Radeburg, den 17.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

12. Planausfertigung

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan “Betriebserweiterung Megger Germany GmbH, Betriebsstätte Radeburg", Fassung vom 26.01.2022, mit
redaktionellen Änderungen vom 14.07.2022, wird hiermit ausgefertigt.

Radeburg, den 17.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

13. Bekanntmachung des Bebauungsplans (§ 10 Abs. 3 BauGB)

Der Beschluss der Satzung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans “Betriebserweiterung Megger Germany GmbH, Betriebsstätte Radeburg"
sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu
erhalten ist, sind gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht worden per Aushang an allen Verkündigungstafeln der Stadt Radeburg
vom 19.08.2022 bis einschließlich 12.09.2022 und zusätzlich im „Radeburger Anzeiger“ Nr. 08/2022 vom 19.08.2022.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie
auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) hingewiesen worden.

Die Satzung ist am 20.08.2022 in Kraft getreten.

Radeburg, den 20.08.2022 ...........................
Michaela Ritter
Bürgermeisterin

Rechtsplan

Teil A Planzeichnung

Teil B Textliche Festsetzungen
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